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Die europäische Integration befindet sich in der größten und schwersten Krise ihrer Geschichte. Die Situa-
tion in der Eurozone ist inzwischen alarmierend. Die OECD schließt nicht mehr aus, dass die Eurozone in 
eine tiefe Rezession fällt, die im Einbruch des Welthandels mündet. An dieser Eskalation der Krise trägt 
die Politik eine schwere Mitschuld. Alle Versuche der Politik, Märkte zu beruhigen und sie von der Rich-
tigkeit und Notwendigkeit der Rettungsmaßnahmen zu überzeugen, schlagen bis heute fehl. Die Eurozone 
droht an einem zutiefst undemokratischen, zaghaften, zögerlichen und falschen Krisenmanagement zu 
zerbrechen. 
 
Statt die tiefer liegenden Krisenursachen zu beseitigen, wird den Ländern ein rigoroser Kurs von Lohn- 
und Sozialkürzungen aufgezwungen. Öffentliches Eigentum wird privatisiert und öffentliche Daseinsvor-
sorge zur Disposition gestellt. Sehr hohe Einkommen und große Vermögen werden nicht zur Schuldentil-
gung herangezogen. Die Schere zwischen Arm und Reich öffnet sich weiter. Die Arbeitsmärkte werden 
dereguliert, der Kündigungsschutz gelockert, Niedriglöhne etabliert, Tarifautonomie untergraben und das 
Renteneintrittsalter angehoben. Mit diesem Schrumpfkurs wird der ohnehin geschwächten Weltwirtschaft 
massiv Kaufkraft entzogen. Wenn überall gespart wird, wenn überall gekürzt wird, gehen Umsatz und 
Geschäftsaussichten zurück. Investitionen und Innovationen bleiben aus, Produktionseinbrüche sind pro-
grammiert, eine Beschäftigungskrise folgt dann unausweichlich. Ohne Wachstum und Beschäftigung ver-
lieren Staatsfinanzen ihr ökonomisches Fundament. Der Schuldenberg wächst, statt zu schmelzen.  
 
Deshalb plädieren die Gewerkschaften für einen raschen Kurswechsel. Die bisherigen Maßnahmen führen 
unsere Gesellschaften in eine Sackgasse aus Armut, Ungleichheit, Rezession und letztlich höherer Ver-
schuldung, politischer Instabilität und der Gefährdung der bisherigen Integrationsfortschritte. Die Europäi-
sche Integration darf nicht zur Disposition stehen. Wir fordern deshalb vor allem die deutsche Bundesre-
gierung auf, die Schlüsselrolle der EZB als Kreditgeber der letzten Instanz und die Einführung von 
Eurobonds nicht länger blockieren. Elite-Bonds für sechs Staaten mit einem AAA-Rating würden die Kapi-
talbewegungen aus den Krisenländern in diese neue Ländergruppe unnötig befeuern und den Zerfallspro-
zess der Eurozone beschleunigen. Das ist dann eine faktische Spaltung der Eurozone. Europa braucht eine 
gesamteuropäische Perspektive und keine Politik, die länderspezifische Partikularinteressen verfolgt. Wir 
wollen eine gemeinsame Zukunft für alle Mitgliedsstaaten der Europäischen Union. Wir wollen ein ge-
rechtes Europa, ein prosperierendes und ein demokratisches Europa frei von Zukunftsängsten, frei von 
Armut, mit Teilhabe an Arbeit, Vermögen und Wohlstand für alle. 
 
Deshalb schlagen wir folgendes Programm für Europa vor: 
 

1. EZB als Stabilitäts- und Rettungsanker 
 
Der Eurozone fehlt ein Stabilitäts- und Rettungsanker, der die Märkte beruhigt, an dem sich alle Anleger 
orientieren. Es fehlt eine glaubwürdige Institution, die den Kurs vorgibt und die Zinsen für Staatsanleihen 
auf ein volkswirtschaftlich verträgliches Niveau drückt. Der Rettungsfonds (EFSF) ist in der jetzigen Form 
weder in der Lage, die Anleger zum Kauf von Staatsanleihen der Krisenländer zu überzeugen noch verfügt 
er selbst über Finanzmittel, um als Käufer letzter Instanz die Staatsfinanzen zu hinnehmbaren Bedingun-
gen zu kaufen. Die einzige Institution, die diese Funktion glaubhaft ausüben kann und an der sich die 
Märkte orientieren werden, ist die Europäische Zentralbank. Sie ist und bleibt der Dreh- und Angelpunkt 
jeder vernünftigen Lösung in der gegenwärtigen Krise. Jede Zentralbank ist und bleibt in einer entwickel-
ten Volkswirtschaft der einzig glaubhafte Kreditgeber letzter Instanz. Nur sie kann unbegrenzt Staatsan-
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leihen aufkaufen. Nur sie kann den Märkten Orientierung geben. Nur sie kann das Ausfallrisiko beim Er-
werb von Staatsanleihen glaubhaft ausschließen. Deshalb muss die EZB nicht nur gegenüber den Banken, 
sondern Staaten als Kreditgeber der letzten Instanz (Lender of Last Resort) fungieren und ausreichend Li-
quidität bereitstellen. 
 
Die Satzung der EZB untersagt ihr heute den direkten Ankauf von Staatsanleihen. Damit kann die EZB ihre 
Funktion als Kreditgeber letzter Instanz nicht wahrnehmen. Deshalb schlagen wir vor, dass der Rettungs-
fonds (EFSF) mit einer Banklizenz ausgestattet wird, um sich wie jede andere Geschäftsbank bei der EZB 
refinanzieren zu können. Dadurch kann der Rettungsfonds seine Kreditkapazität unbegrenzt ausweiten 
und notfalls unbegrenzt zu günstigen Bedingungen die Staatsanleihen aufkaufen.  
 
Um die zutiefst verunsicherten Anleger zum Kauf von Staatsanleihen aktiv zu bewegen, soll der Rettungs-
fonds (EFSF) zusätzlich zu einer Kreditausfallversicherung ausgebaut werden. Die EFSF kündigt an, dass 
sie allen Anlegern eine kostenlose Kreditausfallversicherung anbietet, wenn sie ebenfalls zu diesem EFSF-
Zinssatz die Staatsanleihen aufkaufen. Der Rettungsfonds bietet den Anlegern kostenlose 100-prozentige 
Sicherheit gegen die Akzeptanz eines politisch festgesetzten niedrigen Zinssatzes. Sie gilt dann als Zins-
obergrenze für alle Staatsanleihen der Eurostaaten als Preis für die Kreditausfallversicherung. 
 
Mit der EFSF-Doppelfunktion als Bank und Kreditausfallversicherung entfällt das Risiko der Insolvenz eines 
Krisenlandes und damit des Ausfalls der Schulden fast vollständig. Der drohende Bankenkollaps ist ge-
bannt.  
 
Die monetäre Stabilisierung der Eurozone würde das Vertrauen in die Handlungsfähigkeit der Politik wie-
derherstellen und eine allgemeine Zuversicht auslösen. Das würde Wachstum und damit Beschäftigung 
fördern und ein ökonomisches Fundament für ein solides Haushalten vor allem in den Krisenländern le-
gen. 
 

2. Vereinbarung zu einer konjunktur- und verteilungsgerechten Fiskalpolitik  
 

Als notwendige Ergänzung zur Sicherstellung der Refinanzierung der Staatsschulden brauchen wir eine in-
tensivere und verbindlichere Koordination der nationalen Fiskalpolitiken. Hierfür müssen sich die Mitglied-
staaten über den Konjunkturzyklus hinweg auf eine konjunktur- und verteilungsgerechte Konsolidierung 
der öffentlichen Haushalte insbesondere durch Steuermehreinnahmen verpflichten. Dabei spielen Steuer-
mehreinahmen auf hohe Einkommen und Vermögen eine wesentliche Rolle. Es ist richtig, dass Steuerein-
nahmen und nicht Verschuldung in Phasen guter und stabiler Konjunktur Quelle der Staatsfinanzierung 
sein sollen. Kein Land darf Steuerdumping als Wettbewerbspolitik auf Kosten anderer Länder einsetzen. 
Mit dem Prinzip „starke Schultern müssen stärker zum Allgemeinwohl beitragen“ unterstützt das Steuer-
system die gerechte Verteilung von Einkommen und Vermögen. Schulden stehen immer Vermögen ge-
genüber: Das starke Anwachsen großer Vermögen ist eine der Triebkräfte für hohe Staatsverschuldung. 
Hier muss künftig für nachhaltigen Ausgleich gesorgt werden. Europaweit sollte geprüft werden, substan-
zielle Steuern auf große Vermögen zu erheben, um die Staatsverschuldung auf sozial gerechte Weise kräf-
tig zu reduzieren. 
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3. Ein umfassendes Zukunftsprogramm, ein „New Deal“ für Europa 

 
Die Krise in der Eurozone ist nicht nur eine Krise der Staatsfinanzen. Sie ist auch eine Wirtschaftskrise. Die 
Krisenländer bewegen sich zwischen Depression und bestenfalls Stagnation. Selbst Länder mit – noch – 
stabilen Staatsfinanzen steuern auf eine Rezession zu. 
 
Europa, insbesondere die Krisenländer brauchen nicht nur eine Fiskalunion, sondern auch ein umfassen-
des europäisches Zukunftsprogramm, um aus der gegenwärtigen Krise herauszuwachsen. Ein solches Zu-
kunftsprogramm muss langfristig angelegt sein. Es muss Investitionen in zukunftsfähige Industrien und 
Dienstleistungen ermöglichen, Bildung und ökologische Modernisierung fördern und vor allem den Ent-
wicklungsrückstand in den peripheren Regionen Europas beseitigen. Letzteres insbesondere um der wach-
senden Arbeitslosigkeit, besonders der Jugendarbeitslosigkeit, entgegenzutreten. Das Programm ist ein 
zentrales Instrument zur Reduzierung der wirtschaftlichen Ungleichgewichte zwischen den Mitgliedslän-
dern  und unterstützt so auch den Abbau der Handels- und Leistungsbilanzungleichgewichte. Gleichzeitig 
muss in den Überschussländern, insbesondere Deutschland, die Binnennachfrage durch höhere Massen-
einkommen und eine Stärkung öffentlicher Investitionen und Beschäftigung kräftig gesteigert werden.  
 
Damit vereint dieses Zukunftsprogramm Elemente eines Konjunkturprogramms, einer Modernisierungsof-
fensive, eines Marshallplans für die krisengeplagten Länder und einer aktiven Arbeitsmarkt-, Bildungs- 
und Handwerkspolitik. Europas Zukunft muss dabei gemeinsam und europäisch gestaltet werden. Vor-
dringlich sind dabei Investitionen in die energetische Gebäudesanierung, erneuerbare Energien, energie-
sparende Maschinen und Anlagen, u. a. paneuropäische Infrastrukturprojekte sowie moderne und die 
Umwelt schonende Mobilitätskonzepte. In gleichem Maße sind auch flächendeckende soziale Dienstleis-
tungen, der Ausbau von Kindergärten, Schulen, Hochschulen und Forschungsinstituten ebenso wie Integ-
rationsprojekte als Zukunftsaufgaben zu begreifen. Die Qualität der Bildung muss europaweit verbessert 
werden: Zu viele junge Menschen verlassen die Schule ohne Abschluss, zu viele sind gering qualifiziert 
und zu wenige haben eine Hochschulausbildung. Bildung von Anfang an, ein Leben lang muss als Kon-
zept zur Prävention und Bewältigung von Krisen gesehen werden. So können Millionen neue, sinnvolle 
und innovative Arbeitsplätze entstehen. Es gilt hierfür Finanzquellen zu erschließen.  
 
Europa ist reich und zugleich arm. In Europa wurden 2010 rund 28.000 Mrd. Euro1 Vermögen verwaltet. 
Dieser Vermögensschwemme gegenüber stehen immer mehr private Haushalte und die öffentliche Hand, 
die unter einer chronischen Unterfinanzierung leiden. Während Steuersenkungen die Haushaltslage der 
öffentlichen Hand ruinierten, wuchsen gleichzeitig die privaten Vermögen. Während die politische Förde-
rung des Niedriglohnsektors die Existenzgrundlage vieler Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gefährde-
te und Armut trotz Arbeit für viele zum Alltag wurde, florierten Geschäftsmodelle, die ausschließlich auf 
den Armutslöhnen aufbauten. Das muss sich ändern. Deshalb sollten die Niedriglöhne auch politisch be-
kämpft und die enorm ungleiche Verteilung von Vermögen mittels einer stärkeren Besteuerung langfristig 
auf eine volkswirtschaftlich hinnehmbare Größe abgebaut werden. Es wird die Finanznot der Euroländer 

 
1 Allianz Global Wealth Report 2011:  

https://www.allianz.com/static-resources/_assets/homepage/de/gwr2011/v_1315816902000/globalwealthreport2011de.pdf
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insgesamt mildern und einen gewichtigen Beitrag zum Konsolidierung der durch die Finanz- und Wirt-
schaftskrise verursachten Überschuldung der Euroländer leisten.  
 
Zusätzlich wollen wir diese Vermögen im Interesse der Menschen, der Umwelt und der Zukunft für die 
Realwirtschaft mobilisieren. Wir wollen einen „New Deal“ schaffen. Deshalb soll dieses ambitionierte Zu-
kunftsprogramm durch die Ausgabe einer europäischen Zukunftsanleihe finanziert werden. Diese wird am 
europäischen Kapitalmarkt von der bereits existierenden „Europäischen Investitionsbank“ platziert. Das 
dadurch organisierte Kapital wird einem zu diesem Zweck zu gründenden „Europäischen Zukunftsfonds“ 
zugeführt. Zur Übersicherung der Zukunftsanleihen benötigt der Fonds als Schuldner haftendes Eigenkapi-
tal. 
 
Zur Finanzierung des Zukunftsfonds schlägt der DGB zwei Modelle vor: 
 

1. Das haftende Eigenkapital des Fonds wird nicht durch Steuermittel, sondern durch ein einmali-
ges zinsloses Darlehen der Reichen finanziert. Jeder Reiche mit einem Vermögen ab 
500.000 Euro (Ledige) bzw. 1 Mio. Euro (Verheiratete) gewährt dem Fond ein zinsloses Darle-
hen in Höhe von drei Prozent seines Vermögens für eine Dauer von 10 Jahren. So stellen die 
Vermögenden ohne große Kosten einen dreistelligen  Milliardenbetrag für das europäische Ge-
meinwohl zur Verfügung. Die Reichen leisten einen überfälligen Beitrag zur Krisenbewältigung 
und zum Aufbau Europas. 

 
Nach 10 Jahren wird das zinslose Darlehen den Darlehengebern zurückgezahlt. Die Darlehenge-
ber können als Alternative auf die Erstattung des verliehenen Kapitals vollständig verzichten. Im 
Gegenzug können sie „Ihre Spenden für die Zukunft Europas“ mit ihrer Steuerlast verrechnen. 
Während der 10 Jahre bildet der Fonds aus den laufenden Einnahmen und Zinserträgen, die von 
der EZB kommen, einen stabilen Kapitalstock, um auch nach 10 Jahren als erstklassiger Schuld-
ner am Markt fungieren zu können oder 
 

2. Das haftende Eigenkapital des Fonds wird nicht durch Steuermittel, sondern durch eine einmali-
ge Vermögensabgabe der Reichen finanziert, die in Höhe von drei Prozent auf Vermögen ab 
500.000 Euro (Ledige) bzw. 1 Mio. Euro (Verheiratete) erhoben werden. So stellen die Vermö-
genden ohne große Kosten einen dreistelligen Milliardenbetrag für das europäische Gemein-
wohl zur Verfügung. Die Reichen leisten einen überfälligen Beitrag zur Krisenbewältigung und 
zum Aufbau Europas. 

 
Das haftende Kapital wird von der Europäischen Investitionsbank verwaltet und lediglich zur Übersiche-
rung der Zukunftsanleihen verwendet, die eine hohe Solvenz des Zukunftsfonds und die Erstklassigkeit 
von Zukunftsanleihen gewährleistet und damit zu einer niedrigen Verzinsung der Zukunftsanleihen bei-
trägt. Das Kapital wird bei der EZB sicher angelegt. 
 
Die laufenden anfallenden Zinszahlungen für die Zukunftsanleihen selbst, kann die Staatengemeinschaft 
aus Steuermehreinnahmen begleichen, die mit einem höheren Wachstum einhergehen, oder durch neue 
Steuerarten (wie die Finanztransaktionssteuer) ergänzt werden. Allein die Einnahmen aus der Finanz-
transaktionssteuer würden mindestens 50 Mrd. Euro bereitstellen. 
 
Der beschriebene „New Deal“ verlangt ein Umdenken bei den gesellschaftlichen, politischen und ökono-
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mischen Akteuren. Insgesamt verpflichten sich die Mitgliedstaaten dazu, auf Versuche zur Verbesserung 
ihrer Wettbewerbsposition gegenüber anderen EU-Staaten mittels Steuer-, Lohn-, Sozial- und Umwelt-
dumping zu verzichten. Ein Wettlauf bzw. eine Spirale nach unten muss verhindert werden, darunter wür-
den sonst letztlich die Menschen und die Wirtschaft in allen Staaten der EU leiden. Deshalb müssen 
schrittweise Steuersysteme gerechter gestaltet und harmonisiert, Niedriglohnbereiche ausgetrocknet, so-
ziale Sicherungssysteme gestärkt und europäische Volkswirtschaften ökologischer werden. 
 

4. Wirksame Regulierungsvorschriften für Finanzmärkte  
 

Europas Finanzmärkte müssen wirksam reguliert und volkswirtschaftlich schädliche Geschäfte und Pro-
dukte eingedämmt werden. Zwar würde eine dauerhafte Stabilisierung der Staatsfinanzen auch die Ge-
fahr einer Bankenkrise entschärfen. Dennoch gilt es, die chronische Unterkapitalisierung der europäischen 
Banken durch härtere Eigenkapitalvorschriften mittelfristig zu lösen, damit sie mögliche Verluste künftig 
aus eigener Kraft bewältigen können. 
 
Hierzu müssen alle am Finanzmarkt aktiven Finanzinstitute (Banken, Investmentfonds und Versicherun-
gen) unter gleiche Mindest-Regulierungsvorschriften und Eigenkapitalquoten gestellt werden, damit keine 
Ausweichmöglichkeiten bleiben und Schattenbanksysteme erst gar nicht entstehen. Zum Schutze des Ge-
meinwohls sollten manche Branchen wie Versicherungen nach wie vor strenger durch zusätzliche Aufla-
gen reguliert sein. Die systemrelevanten Banken und Finanzinstitute sollen schrittweise zerschlagen wer-
den, damit die Insolvenz eines einzigen Finanzinstituts nicht zur Insolvenz ganzer Volkswirtschaften führt. 
Deutlich höhere Eigenkapitalanforderungen für das Investmentbanking und die Trennung von In-
vestmentbanking und Geschäftsbankenfunktion sind nötig. Banken sollen zu ihrer dienenden Funktion als 
Kreditgeber für die Realwirtschaft und als Brücke zwischen Ersparnissen der Bürger und den Investitionen 
zurückgeführt werden. Deshalb müssen riskante Finanzgeschäfte massiv eingedämmt und der Eigenhan-
del der Banken mit ihren eigenen Finanzprodukten untersagt werden. Der Staat muss die Gesellschaft vor 
komplizierten und volkswirtschaftlich schädlichen Finanzprodukten schützen. Deshalb muss eine öffentli-
che Zulassungsstelle bei der Europäischen Finanzaufsicht eingerichtet werden, die die Finanzprodukte auf 
Kosten der Emittenten auf ihren volkswirtschaftlichen Nutzen hin prüft und gegebenenfalls verbietet. Sehr 
komplexe und damit schwer durchschaubare Produkte, die nicht einmal die Emittenten selbst verstehen, 
gehören generell verboten.�
 
 


